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Abréviations

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen

und -direktoren
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BFS Bundesamt für Statistik
BAG Bundesamt für Gesundheit
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
BVGer Bundesverwaltungsgericht
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
OFSP Office fédéral de la santé publique
DFI Département fédéral de l'intérieur
TAF Tribunal administratif fédéral
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
AOS Assurance obligatoire des soins
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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Droit foncier

Die Annahme der „Lex Weber“, wie die neuen Bestimmungen zur
Zweitwohnungsinitiative kurz darauf im Umgangston genannt wurden, resultierte
sogleich in einer Flut von Vorstössen. Wenige Tage nach dem Urnengang reichten
Ständerat Schmid (fdp, GR) und Nationalrat Brand (svp, GR) in ihren Räten zwei
gleichlautende Motionen ein, welche den Bundesrat im Motionstext dazu aufforderten,
unter Einbezug der betroffenen Kantone die bei Annahme der Initiative entstandene
Rechtsunsicherheit zu beseitigen. Das gewählte Vorgehen soll auf dem
Vertrauensschutz beruhen, damit sichergestellt wird, dass für die Betroffenen keine
nachteiligen Rückwirkungen entstehen. In der Begründung ihres Anliegens führten die
Motionäre unter anderem verschiedene Forderungen auf, welche in ähnlicher Form
bereits durch Gebirgskantone sowie Wirtschafts- und Tourismusverbände laut
geworden waren: Erstens sollen bis Ende des Berichtsjahres Baubewilligungen nach den
Bestimmungen des geltenden Rechts weiterhin erteilt werden können. Zweitens soll in
einer darauffolgenden Zwischenphase eine Erteilung von Bewilligungen an
bewirtschaftete Zweitwohnungen und Betriebe weiterhin möglich sein. Drittens sollen
bestehende, altrechtliche Wohnbauten, die zu Zweitwohnungen umgenutzt werden,
sowie von Kantonen oder Gemeinden bereits zugesicherte Kontingente und in Aussicht
gestellte Baubewilligungen grundsätzlich von den neuen Bestimmungen ausgenommen
werden. In Ergänzung fordern die Motionäre eine rasche Klärung des Erst- und
Zweitwohnungsbegriffs. Im Mai beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion und
erklärte, Sofortmassnahmen auf dem Verordnungsweg befänden sich bereits in
Ausarbeitung (siehe unten). Gleichzeitig betonte die Regierung aber, dass der Volkswille
durch Annahme des Geschäftes nicht missachtet werden dürfe und die
Verfassungsbestimmungen rechtsstaatlich korrekt umgesetzt werden müssten. In der
parlamentarischen Debatte distanzierte sich Bundesrätin Doris Leuthard (cvp) zudem
ausdrücklich von den in der Motionsbegründung eingebrachten Forderungen, und
erklärte, der bundesrätliche Antrag auf Annahme der Motion beziehe sich lediglich auf
den Motionstext. In diesem Sinne wurden die Motionen denn auch praktisch
diskussionslos an die Regierung überwiesen. 1

MOTION
DATE: 24.09.2012
MARLÈNE GERBER

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Médicaments

Nachdem der Nationalrat der Motion Humbel (cvp, AG) zum differenzierten
Preisfestsetzungssystem für Arzneimittel im Dezember 2017 Folge gegeben hatte,
nahm sich die SGK-SR im Oktober 2018 dem Vorstoss an. Da das Anliegen bereits in das
erste Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen integriert worden
sei, erachtete die Kommission die Motion «nicht für zweckmässig». Folglich lehnte sie
diese ohne Gegenstimme ab. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat das Geschäft zusammen mit einer
Motion Brand (svp, GR; Mo. 15.4231) und einer weiteren Motion Humbel (Mo. 17.3827).
Während Roland Eberle (svp, TG) noch einmal die Sicht der Kommission darlegte,
entgegnete Josef Dittli (fdp, UR), dass durch das Massnahmenpaket nicht alle
Forderungen des Vorstosses abgedeckt würden. Zudem betonte er den noch immer
existierenden Handlungsbedarf im Arzneimittelbereich und forderte den Bundesrat
dazu auf, sich – unabhängig vom Ausgang der Motion – weiterhin mit dem Thema
auseinanderzusetzen und diesbezüglich Lösungsvorschläge zu präsentieren. Anita Fetz
(sp, BS) kritisierte unterdessen die Wirksamkeit der Motion. Die Schweiz sei im Besitz
eines guten Gesundheitssystems, habe aber ein ungerechtes Finanzierungssystem.
Wolle man für den Mittelstand etwas ändern, müsse man «endlich offen über die
Finanzierung reden». Gesundheitsminister Berset führte noch einmal die Geschehnisse
der vergangenen zwei Jahre aus und unterstrich die Wichtigkeit der Thematik. Er sei
froh, hierzu die Unterstützung des Parlaments zu haben, jedoch seien die
entsprechenden Motionen in der gegenwärtigen Situation nicht nötig. Um die Kosten zu
senken, schienen ihm in erster Linie Elemente wie Transparenz und Qualität

MOTION
DATE: 12.12.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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entscheidend. Stillschweigend lehnte die kleine Kammer alle drei Motionen ab. 2

Assurances sociales

Assurance-maladie

Eine Motion Brand (svp, GR) beabsichtigte, Phantome aus dem Risikoausgleich zu
entfernen. Demnach sollte der Bundesrat das KVG dahingehend ändern, dass Personen,
die ohne korrekte Abmeldung abreisen oder umziehen und trotz verschiedener
definierter Kontaktversuche nicht mehr erreicht werden können, vom Risikoausgleich
ausgenommen werden. Denn solange keine Abmeldung vorliegt, können die Gemeinden
den Krankenversicherern die Austrittsbescheinigung und damit das Ende der
Versicherungspflicht nicht melden, wodurch die obligatorische Krankenversicherung
weiterbesteht. Damit diese Personen aus den Listen gestrichen werden können,
müssen sie zuerst für tot erklärt werden. Da dies nur selten geschieht, wachsen die
Listen an. Dies sei gemäss dem Motionär insbesondere problematisch, weil diese
Personen weiterhin im Risikoausgleich aufgeführt werden und die Krankenversicherer
entsprechend Beiträge leisten müssen, ohne Prämien oder Entschädigungen durch die
Kantone für nicht bezahlte Prämien einfordern zu können. Diskussionslos nahm der
Nationalrat diese Motion in der Herbstsession 2017 an. 3

MOTION
DATE: 29.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Eine Motion Brand (svp, GR) fordert den Bundesrat zum Erarbeiten eines „Masterplans
für eine bezahlbare Krankenversicherung 2030” auf, mit dessen Hilfe das
Kostenwachstum bekämpft werden soll. Als Ziele und Schwerpunkte des Masterplans
definierte der Motionär die Eindämmung der negativen Kostenentwicklung der OKP, die
Realisierung von Effizienzgewinnen, die Vermeidung von Über-, Fehlversorgung und
Mengenausweitungen, die Stärkung der Eigenverantwortung sowie die Behebung von
Fehlanreizen durch die OKP. In seiner Antwort verwies der Bundesrat auf die Strategie
Gesundheit 2020, welche die Prioritäten der Schweizer Gesundheitspolitik regle. Diese
beinhalte teilweise bereits Massnahmen, die den Forderungen des Motionärs
entsprächen. Zudem seien bereits zu einigen Forderungen der Motion konkrete
Arbeiten aufgenommen worden (Projektion der Gesundheitsausgaben 2009-2060,
Strategie zur Langzeitpflege (Po. 12.3604), Patientenrechte und -partizipation (Po.
12.3100, Po. 12.3124, Po. 12.3207)). Folglich sei ein zusätzlicher Masterplan nicht
zielführend. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion mit 129 zu 52 Stimmen (bei einer
Enthaltung) gegen den Willen der SP- und der Grünen-Fraktion an. 4

MOTION
DATE: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Heinz Brand (svp, SZ) beabsichtigte im September 2017, mit einer Motion eine
Innovationsbestimmung im KVG einzuführen. Diese soll für alle Akteure offen sein und
Pilotprojekte für die Durchsetzung von Massnahmen zur Verbesserung von Qualität und
Wirtschaftlichkeit ermöglichen. Konkret soll von einzelnen KVG-Bestimmungen gezielt
abgesehen werden können, um alternative Mechanismen zu testen. Unbeeinflusst
bleiben sollen jedoch die Leistungsansprüche der Versicherten und der
Aufnahmezwang für die Versicherungen. Bereits vor Einführung des KVG hätte man mit
einem Experimentierartikel gute Erfahrungen gemacht, erklärte der Motionär sein
Anliegen. Anders als heute, wo vor allem Kantone die Möglichkeit zu ausserordentlichen
Massnahmen hätten, sollten zukünftig alle Akteure Pilotprojekte anstossen können.
Durch solche Projekte könnten die Folgen einzelner Änderungen untersucht, Hinweise
auf ihre Tauglichkeit oder auf Umsetzungsprobleme gefunden und dringliche Reformen
vorbereitet werden. Diese Änderung war ganz im Sinne des Bundesrates: Aufgrund des
Expertenberichts «Kostendämpfungsmassnahmen zur Entlastung der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung» würden Massnahmen zur Kostendämpfung ausgearbeitet,
wozu auch eine Innovationsbestimmung zähle, erklärte er in seiner Stellungnahme.
Daher empfahl er die Motion zur Annahme.

Um eine diskussionslose Annahme der Motion zu verhindern, bekämpfte Barbara Gysi
(sp, SG) den Vorstoss im Dezember 2017. In der Nationalratsdebatte in der
Frühjahrssession 2018 verdeutlichte der Motionär nochmals den Nutzen des
Vorstosses: Da das Gesundheitswesen sehr stark reglementiert sei, sei ein
Innovationsartikel nötig, um einzelne Änderungen in dieser komplexen Materie zu
testen. Der Innovationsartikel stelle dabei die materiell-rechtliche gesetzliche
Grundlage für Abweichungen vom geltenden Recht dar. Dabei sollten alle betroffenen
Akteure nur freiwillig und bei reversiblen Projekten mitmachen. Man habe bereits im

MOTION
DATE: 26.02.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Asylbereich mit einem solchen Innovationsartikel gearbeitet. Barbara Gysi wies darauf
hin, dass ein Innovationsartikel «nicht per se einfach nur etwas Gutes» sei.
Pilotprojekte sollten nicht zu offen ausgelegt sein und keine Präjudize schaffen.
Aufgeschreckt habe sie insbesondere die Formulierung in der Begründung der Motion
bezüglich einer Lockerung des Vertragszwangs. Dies sei ein Anliegen der
Versicherungslobby, welcher der Motionär als Präsident von Santésuisse angehöre.
Keinesfalls dürfe aber die Solidarität untergraben werden; der Vertragszwang sei für die
Bevölkerung sehr wichtig, erklärte sie mit Verweis auf die Managed-Care-Abstimmung
weiter. Daher bat sie den Bundesrat darzulegen, in welchen Bereichen Pilotversuche
möglich sein sollen. Gesundheitsminister Berset erklärte, dass sich der Bundesrat bei
Annahme der Motion auf den Motionstext, nicht auf dessen Begründung stützen werde,
was Gysi überzeugte: Sie bekämpfte die Vorlage in der Folge nicht mehr, so dass diese
stillschweigend angenommen wurde. 5

Im Januar 2018 folgte die SGK-SR dem Entschluss des Erstrats und empfahl die Motion
Brand (svp, GR), die eine Entfernung von Phantomen aus dem Risikoausgleich zum Ziel
hatte, mit 10 zu 0 Stimmen zur Annahme. Bei der Behandlung der Motion durch den
Zweitrat in der Frühjahrssession 2018 betonte Joachim Eder (fdp, ZG) für die
Kommission noch einmal, dass nach unbekannt verzogene Personen ein Problem bei
der Berechnung des Risikoausgleichs darstellen würden. Aus diesem Grund solle diese
technische Änderung wie vom Motionär gewünscht vorgenommen werden. Diskussions-
und oppositionslos schloss sich der Ständerat diesem Votum an. Damit liegt es nun am
Bundesrat, eine Abfolge von Kontaktversuchen zu definieren, nach denen eine Person
aus dem Risikoausgleichsbestand entfernt werden darf. 6

MOTION
DATE: 15.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2017 reichte Heinz Brand (svp, GR) eine Motion zur Erhöhung der
Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Leistungsabrechnung nach Tarmed für die
Patienten ein. Da die Leistungserbringer die vom Bundesrat 2014 eingeführten
Korrekturmassnahmen kompensiert hätten und dies auch für die neuen Tarife drohe,
sollten die Datenlieferung und Rechnungsstellung der Leistungserbringer in Zukunft
überprüfbar sein müssen. Nötig seien somit digitale Abrechnungen im Tiers payant –
also bei direkter Bezahlung der Rechnungen der Leistungserbringer durch die
Krankenversicherer –, klare Standards im Tiers garant – bei Bezahlung der Rechnungen
durch die Versicherten und anschliessender Rückforderung der Beträge bei den
Versicherern – und verständliche Rechnungskopien an die Patienten. Durchgesetzt
werden solle dies aus Sicht des Motionärs mittels Sanktionsmöglichkeiten, die
bestenfalls gar nicht angewendet werden müssten. Der Bundesrat pflichtete dem
Motionär bei, dass die Transparenz erhöht werden müsse, und empfahl die Motion zur
Annahme. Das KVG enthalte zwar bereits Sanktionsmöglichkeiten, diese würden jedoch
nicht zielführend umgesetzt. Daher habe eine Expertengruppe zur Kostendämpfung
auch Massnahmen bei der Rechnungskontrolle vorgeschlagen. Bei der Prüfung dieser
Massnahmen werde das EDI auch die Anliegen der Motion Brand aufnehmen. In der
Frühjahrssession 2018 nahm der Nationalrat die Motion diskussionslos an. 7

MOTION
DATE: 16.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2018 reichte Heinz Brand (svp, GR) eine Motion zur Eindämmung des
Kostenwachstums in der OKP ein: Künftig sollen alle KVG-Tarifverträge zwingend ein
Kosteneindämmungselement beinhalten. Die Tarife sollen folglich nur noch genehmigt
werden, wenn darin wirksame Massnahmen für automatische Kosteneinsparungen
vorhanden sind. Um tariflose Zustände zu verhindern, soll beim Fehlen solcher
Massnahmen die Genehmigungsbehörde den Tarif mit Kosteneindämmungsabzug
festsetzen. Der Bundesrat begrüsste die Motion und empfahl sie zur Annahme: Das von
ihm ebenfalls im März 2018 verabschiedete Kostendämpfungsprogramm, das im Herbst
2018 in die Vernehmlassung kommen werde, beinhalte Massnahmen zur Kostenkontrolle
und zur Tarifregelung. Im Rahmen dieser Regelungen soll die Motion umgesetzt werden.
In der Sommersession nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend an. 8

MOTION
DATE: 15.06.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Im Juli 2018 reichte die SGK-NR eine Motion zur Mitsprache und Mitbestimmung der
Krankenversicherer bei kantonalen Spital- und Pflegeheimlisten ein. Demnach soll
eine Beschwerdelegitimation von Krankenversicherern gegen Beschlüsse der
Kantonsregierungen zur Zulassung von Spitälern zur Leistungserbringung gemäss OKP
geschaffen werden. Ausgangspunkt des Anliegens war die in der Zwischenzeit
zurückgezogene parlamentarische Initiative Brand (svp, GR; Pa. Iv. 17.460), welche die
SGK-NR in eine Kommissionsmotion umgewandelt hatte. Die Kommission erklärte, dass
das BVGer, nachdem es den Bundesrat als Beschwerdeinstanz gegen Entscheide zur
Spital- und Pflegeheimplanung abgelöst hatte, auch dessen Praxis, die
Krankenversicherer als Beschwerdeführer zuzulassen, geändert habe. Da aber eine
Zunahme von Leistungserbringenden zu Mehrkosten für die Versicherer führe und
Letztere als Vollzugsorgane der OKP über entsprechendes Fachwissen verfügten, solle
ihnen durch die Einräumung der Beschwerdelegitimation eine Mitverantwortung für ein
kostengünstiges Gesundheitswesen gegeben werden, führte die Kommission aus. 
In der Herbstsession 2018 kritisierte Bea Heim (sp, SO) insbesondere, dass keine
Vertreterinnen oder Vertreter der Kantone oder der GDK angehört worden seien. Der
gesetzliche Auftrag für die Gesundheitsversorgung liege bei den Kantonen, ihre
Lösungsvorschläge würden durch kantonale Abstimmungen legitimiert, führte sie aus.
Wenn nun sechzig Krankenversicherer Einspruch dagegen einlegen könnten, blockiere
dies das ganze System und gäbe den Versicherern zu viel Macht, ohne dass sie
Verantwortung tragen müssten. Gesundheitsminister Berset erklärte, dass der
Bundesrat ein Beschwerderecht für Krankenkassenverbände, nicht jedoch für einzelne
Krankenkassen befürworte und dieses im Rahmen der Teilrevision des KVG betreffend
Massnahmen zur Kostendämpfung vorsehen werde. Dennoch nahm die grosse Kammer
die Motion mit 120 zu 59 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) gegen den Widerstand der
geschlossenen SP- und Grünen-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der SVP-
und CVP-Fraktionen an. 9

MOTION
DATE: 19.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen wollte Jürg Grossen (glp, BE) mit einer Motion
fördern, indem die Leistungserbringenden den Krankenversicherern zukünftig
sämtliche Rechnungen elektronisch liefern sollten. Bisher erhielten die Versicherer
noch immer 30 Prozent der Rechnungen auf Papier, was Administrativkosten in
Millionenhöhe verursache und die Rechnungskontrolle erschwere, erklärte Grossen.
Eine elektronische Übermittlung solle auch im Tiers garant möglich sein, indem die
Leistunsgerbringenden den Versicherten und den Versicherern eine elektronische
Kopie der Rechnung schicken, welche die Versicherten aber erst freigegeben müssten,
bevor sie die Krankenversicherer bearbeiten können. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme und erklärte wie bei den Motionen
Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) und Brand (svp, GR; Mo. 17.4270), dass er nicht nur
gescannte Versionen der Rechnung, sondern zusätzlich auch deren Übertragung durch
eine strukturierte Plattform befürworte. Die elektronische Übermittlungspflicht dürfe
aber nicht auf die Versicherten ausgedehnt werden. Diskussionslos und stillschweigend
nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2018 an. 10

MOTION
DATE: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Rechnungen an die Krankenkassen im Rahmen des KVG sollen zukünftig nur noch
elektronisch mit strukturierten und standardisierten Daten übermittelt werden – dies
beabsichtigte Michaël Buffat (svp, VD) im Juni 2018 mit einer Motion zu erreichen.
Durch die Übermittlung der Rechnungen in digitaler und standardisierter Form könnten
Fehler reduziert werden, zudem erlaube dies eine schnellere Verarbeitung und eine
genauere Überprüfung der Angaben. Dies bringe auch Vorteile für die
Leistungserbringer, da weniger Rückfragen gestellt würden und die Zahlungen schneller
erfolgten, sowie für die Prämien- und Steuerzahlenden, da die Prämien reduziert
werden könnten. Der Bundesrat erklärte, dass er zwar das Anliegen unterstütze und
daher diese Motion, genauso wie zuvor die Motionen Brand (svp, GR; Mo. 17.4270) und
Grossen (glp, BE; Mo. 18.3664), zur Annahme empfehle, dass es aber wichtig sei, dass
für die Versicherten keine Pflicht zur elektronischen Übermittlung der Rechnungen
entstehe. Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat die Motion in der
Herbstsession 2018 an. 11

MOTION
DATE: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER
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In der Wintersession 2018 beriet der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) bezüglich
eines Masterplans für eine bezahlbare Krankenversicherung 2030. Zuvor hatte die
SGK-SR erklärt, dass sie die Kernforderungen der Motion zwar befürworte, diese aber
durch den Bericht der Expertengruppe über Kostendämpfungsmassnahmen in der OKP
und das erste Massnahmenpaket des Bundesrates bereits als erfüllt erachte. Der
Ständerat behandelte die Motion Brand zusammen mit den Motionen Humbel (cvp, AG)
zu Pilotversuchen im KVG (Mo. 17.3827) und zu einem differenzierten
Preisfestsetzungssystem bei den Arzneimitteln (Mo. 17.3828), da alle mit dem ersten
Kostendämpfungspaket des Bundesrates in Zusammenhang stehen. Stillschweigend
lehnte er alle drei Motionen ab – sie alle sind damit vom Tisch. 12

MOTION
DATE: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Herbst 2018 verlangte Heinz Brand (svp, GR) eine administrative Erleichterung der
Überprüfung der Versicherungspflicht durch die Kantone, unter anderem durch eine
elektronische Abfrage bei den Krankenkassen oder Krankenkassenverbänden. Jährlich
müssen die Kantone rund 800'000 Zugezogene oder Neugeborene und damit rund 10
Prozent der Bevölkerung auf ihre KVG-Pflicht überprüfen. Aufgrund fehlender
elektronischer Überprüfungsmöglichkeiten müsse diese Abfrage de jure über briefliche
Einzelanfragen geschehen, erklärte der Motionär. Wenn bei einer vermuteten fehlenden
Versicherung von Amtes wegen eine Versicherung verfügt werde, werde jedoch häufig
festgestellt, dass bereits eine Versicherung vorhanden sei. Der Bundesrat befürwortete
die Motion, betonte jedoch, dass er davon ausgehe, dass die Versichererverbände nicht
über persönliche Daten der Versicherten verfügten und sich der Datenaustausch somit
auf die Einwohnerdienste und die Krankenversicherer beschränke. In der Wintersession
2018 nahm der Nationalrat die Motion Brand diskussionslos und stillschweigend an. 13

MOTION
DATE: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Obwohl der Bundesrat bereits Teile der Vorlage in das erste Massnahmenpaket zur
Kostendämpfung eingebaut habe, empfahl die SGK-SR die Motion Brand (svp, GR) zur
Erhöhung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Leistungsabrechnung nach
Tarmed im Februar 2019 zur Annahme. Die Forderung einer digitalen Abrechnung im
Tiers payant sei noch nicht erfüllt und solle in das zweite Massnahmenpaket eingebaut
werden, argumentierte Hans Stöckli (sp, BE) in der Frühjahrssession 2019 für die
Kommission. Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion an. 14

MOTION
DATE: 05.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Auf Antrag seiner SGK lehnte der Ständerat die Motion Brand zur Einführung einer
Innovationsbestimmung im KVG in der Frühjahrssession 2019 stillschweigend ab. Alex
Kuprecht (svp, SZ) argumentierte für die Kommission, dass bereits ein
Experimentierartikel Eingang in das erste Massnahmenpaket zur Kostendämpfung
gefunden habe und daher dem Bundesrat kein zusätzlicher entsprechender Auftrag
erteilt werden solle. Mit derselben Begründung sei auch schon die Motion Humbel (cvp,
AG; Mo. 17.3827) abgelehnt worden, betonte Kuprecht. 15

MOTION
DATE: 05.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; Mo. 18.3432) und Olivier Feller (fdp, VD; Mo. 18.3433)
wollten im Mai 2018 mit zwei Motionen dafür sorgen, dass unbestrittene und aktuelle
Statistiken im Gesundheitsbereich zukünftig von einem unabhängigen Organ, wie zum
Beispiel dem BFS, erstellt werden sollen. Heute unterschieden sich die vorhandenen
Daten je nach Quellen – insbesondere abhängig davon, ob sie von Versicherungen,
Ärzteschaft, Spitälern oder von Pharmaunternehmen erstellt würden. Viele Zahlen
würden auch direkt von den Krankenversicherungen zur Verfügung gestellt, unter
anderem auch die Daten, welche das BAG für das offizielle Kostenmonitoring verwende.
Damit die entsprechenden Daten jedoch «von allen Beteiligten des Gesundheitswesens
akzeptiert» würden, müssten sie von einem unabhängigen und legitimierten Akteur
nach klaren und einheitlichen methodischen Vorgehen und Kriterien gesammelt und
einer Qualitätskontrolle unterzogen werden. 
Der Bundesrat teilte diese Einschätzung der Situation und beantragte die Annahme der
beiden Motionen. Eine entsprechende Datenerhebung sei notwendig, «um die
Transparenz des Gesundheitssystems zu verbessern und wirksame Massnahmen zur
Kostendämpfung zu identifizieren», betonte er in Übereinstimmung mit der
Einschätzung der Expertengruppe zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Aus
diesem Grund stelle das EDI eine Expertengruppe mit dem Auftrag zur Erarbeitung
einer entsprechenden Strategie für die Erfassung, Bearbeitung und Analyse der Daten
im Gesundheitsbereich zusammen. Damit werde das Anliegen der Motion bereits

MOTION
DATE: 14.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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umgesetzt. 
Nachdem Sebastian Frehner (svp, BS) die Motionen im September 2018 bekämpft hatte,
behandelte sie der Nationalrat in der Frühjahrssession 2019. Adèle Thorens Goumaz
und Olivier Feller betonten gegenüber dem Rat, dass es kein Zufall sei, dass zwei
Personen aus unterschiedlichen Parteien, die beide nicht aus der Gesundheitspolitik
kämen, diese Motionen einreichten. Sie seien nicht parteiisch, es gehe ihnen nicht
darum, hier die Interessen einer Akteursgruppe des Gesundheitswesen zu vertreten.
Ihnen sei jedoch in den Debatten aufgefallen, dass derzeit unbestrittene und aktuelle
Statistiken als Grundlage der Diskussionen fehlten. Sebastian Frehner bezeichnete die
Forderung nach Daten eines unabhängigen Akteurs als Illusion. Bereits heute könnten
die Bundesämter neben allen anderen Akteuren Statistiken erstellen, es werde aber nie
ein völlig unabhängiges Organ geben, das Statistiken ohne Interessenkonflikte
erarbeiten könne. So spiele gerade auch der Bund im Gesundheitswesen eine wichtige
Rolle und sei somit nicht vor Interessenkonflikten gefeit, wie auch Heinz Brand /svp,
GR) betonte. Stattdessen sollten eben möglichst viele Statistiken aus unterschiedlichen
Quellen gefördert werden. Er befürworte aber die Bemühungen des BAG, die
Datenerfassung zu verbessern und die Statistiken aufeinander abzustimmen und
dadurch ihre Vergleichbarkeit zu erhöhen. Mit 125 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
befürwortete der Nationalrat die zwei Motionen. Die Nein-Stimmen stammten von der
mehrheitlich ablehnenden SVP-Fraktion sowie von zwei Mitgliedern der BDP-Fraktion. 16

In der Ständeratsdebatte im Frühjahr 2019 beantragte die SGK-SR die Ablehnung der
Motion Brand (svp, GR) zur Eindämmung des Kostenwachstums in der OKP. Zwar
bestünden inhaltlich keine Differenzen, da die Motion aber mit dem ersten
Massnahmenpaket zur Kostendämpfung, das sich in der Vernehmlassung befinde,
bereits umgesetzt worden sei, solle sie abgelehnt werden, erklärte Alex Kuprecht (svp,
SZ) dem Ständerat. Gesundheitsminister Berset widersprach dieser Argumentation
nicht und die kleine Kammer lehnte die Motion stillschweigend ab. 17

MOTION
DATE: 21.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Heinz Brand (svp, GR) reichte Ende 2018 eine Motion ein, mit der er dafür sorgen wollte,
dass Eltern Zahler und Schuldner nicht bezahlter Kinderprämien bleiben, auch wenn
ihre Kinder volljährig werden. Dieselbe Motion war zuvor von Bea Heim (sp, SO; Mo.
18.4176) eingereicht, bisher aber vom Parlament noch nicht behandelt worden. Die
diesbezügliche Stellungnahme des Bundesrates habe ihn jedoch nicht zufriedengestellt,
erklärte Brand seinen Vorstoss. Nicht alle Familien bezögen Prämienverbilligungen.
Überdies sei nicht entscheidend, ob die Eltern weiterhin betrieben werden dürften
oder nicht; wichtig sei, dass nicht die Kinder betrieben würden. 
In seiner Stellungnahme zu dieser zweiten Motion lenkte der Bundesrat ein: Er habe
angekündigt, das Problem im Auge zu behalten. Da die Zahl nicht bezahlter Prämien
zunehme, sei er bereit, dem Parlament eine entsprechende Vorlage zu präsentieren.
Diskussionslos nahm der Nationalrat die Motion in der Frühjahrssession 2019 an. 18

MOTION
DATE: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Eine Erleichterung des elektronischen Datenaustauschs zwischen den Kantonen und
den Krankenversicherern respektive ihren Verbänden erhoffte sich Lorenz Hess (bdp,
BE) von einer Ende 2018 eingereichten Motion. Dadurch sollten korrekte, tagesaktuelle
Entscheide zu Wohnsitzfrage, Krankenkassenprämien und stationären Anteilen der
Kantone gefällt werden können und der bürokratische Aufwand sowie die
Fehleranfälligkeit reduziert werden. Zwar sei eine elektronische Überprüfung der
Versicherungspflicht dank der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765) zukünftig möglich,
erklärte der Motionär, die Möglichkeiten des elektronischen Datenaustausches sollten
aber ausgedehnt werden. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung der Motion einverstanden und
beantragte ihre Annahme. Er verwies allerdings auf die Wichtigkeit der Wahrung der
privaten Interessen der Versicherten – insbesondere da der Datenaustausch zwischen
Kantonen und Krankenversicherern im Unterschied zur Motion Brand gegenseitig sei.
Zudem rief er, wie er es bereits in der Diskussion zur Motion Brand getan hatte, in
Erinnerung, dass ein Datenaustausch mit den Versichererverbänden keinesfalls möglich
sei, weil Letztere keine mit der Durchführung des KVG beauftragten Organe darstellten.

In der Frühjahrssession 2019 nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend und
diskussionslos an. 19

MOTION
DATE: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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In der Sommersession 2019 behandelte der Nationalrat die Motion von Bea Heim (sp,
SO), gemäss der Eltern Schuldner der nichtbezahlten Krankenkassenprämien ihrer
Kinder bleiben sollen. Die Motionärin zeigte sich in ihrer Wortmeldung erstaunt über
den Bundesrat, der ihre Motion im September 2017 zur Ablehnung empfohlen hatte,
einer Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.4176) mit einem sehr ähnlichen Anliegen im Februar
2019 jedoch seine Unterstützung zugesagt hatte. Nachdem der Nationalrat die Motion
Brand angenommen habe, solle er nun aus Kohärenzgründen auch ihre Motion
annehmen, betonte sie. Dieser Bitte folgte der Rat und stimmte mit 174 zu 2 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) für Annahme der Motion. 20

MOTION
DATE: 05.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat die Motionen Heim (sp, SO) und
Brand (svp, GR; Mo. 18.4176) mit dem gemeinsamen Anliegen, dass Eltern Schuldner der
nichtbezahlten Krankenkassenprämien ihrer Kinder bleiben sollen. Da die Belastung
für die Haushalte mit geringeren Einkommen seither zugenommen habe und die Zahl
der unbezahlten Prämien ansteige, empfehle der Bundesrat nun in Übereinstimmung
mit der SGK-SR auch die Motion Heim zur Annahme, erklärte Gesundheitsminister
Berset. Stillschweigend stimmte der Ständerat beiden Motionen zu. 21

MOTION
DATE: 04.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) zur
Unterhaltspflicht von Eltern bezüglich nichtbezahlter Kinderprämien zusammen mit
der Motion Heim (sp, SO; Mo. 17.3323) und stimmte beiden stillschweigend zu. 22

MOTION
DATE: 04.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Hess (fdp, BE), in
welcher der Motionär eine Ausweitung des elektronischen Datenaustauschs auf
weitere Bereiche forderte, zusammen mit der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765).
Zuvor hatte die SGK-SR den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen
Kantonen und Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände
davon aber noch einmal ausdrücklich ausgenommen und einen entsprechenden
Vorbehalt angebracht. Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Antrag und nahm
die Motion an, nachdem Kommissionssprecher Ettlin (cvp, OW) im Rat noch einmal
ausdrücklich auf den Vorbehalt der Kommission hingewiesen hatte. 23

MOTION
DATE: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) für
eine administrative Erleichterung der Überprüfung der Versicherungspflicht durch die
Kantone zusammen mit der Motion Hess (bdp, BE; Mo. 18.4209). Zuvor hatte die SGK-SR
den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen Kantonen und
Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände davon aber
noch einmal ausdrücklich ausgenommen. Während Kommissionssprecher Ettlin (cvp,
OW) diesen Vorbehalt bezüglich der Motion Hess im Rat noch einmal betonte, sprach er
denselben Vorbehalt der Kommission bezüglich der Motion Brand nicht mehr an.
Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion Brand in der Folge an. 24

MOTION
DATE: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2020 schickte die SGK-SR den Vorentwurf der KVG-Ergänzung über die
Vollstreckung der Prämienzahlungspflicht der Versicherten in die Vernehmlassung.
Darin hatte sie auch das Anliegen der Motion Brand (svp, GR) sowie einer ähnlichen
Motion Heim (sp, SO; Mo. 17.3323) aufgenommen: Zukünftig sollen Eltern für die
ausstehenden Prämien und Kostenbeteiligung ihrer Kinder auch nach deren Erreichen
der Volljährigkeit haftbar bleiben. 25

MOTION
DATE: 15.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2020 schickte die SGK-SR den Vorentwurf der KVG-Ergänzung über die
Vollstreckung der Prämienzahlungspflicht der Versicherten in die Vernehmlassung.
Darin hatte sie auch das Anliegen der Motion Heim (sp, SO) sowie einer ähnlichen
Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.4176) aufgenommen: Zukünftig sollen Eltern für die
ausstehenden Prämien und die Kostenbeteiligung ihrer Kinder auch nach deren
Erreichen der Volljährigkeit haftbar bleiben. 26

MOTION
DATE: 15.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2012, S. 309 ff. und 653, AB NR, 2012, S. 1209 und 1616.
2) AB SR, 2018, S. 1032 ff.; Bericht SGK-SR vom 15.10.18
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3) AB NR, 2017, S. 1684
4) AB NR, 2017, S. 2054 f.
5) AB 2017, NR, S. 2186; AB 2018, NR, S. 29 f.
6) AB SR, 2018, S. 243; Kommissionsbericht der SGK-SR vom 15.1.18
7) AB NR, 2018, S. 532
8) AB NR, 2018, S. 1154
9) AB NR, 2018, S. 1446 ff.
10) AB 2018, NR, S. 1731
11) AB NR, 2018, S. 1730
12) AB SR, 2018, S. 1031 ff.; Bericht SGK-SR vom 15.10.18
13) AB NR, 2018, S. 2210
14) AB SR 2019, S. 35 ff.; Bericht SGK-SR (17.4270) vom 19.2.19
15) AB SR, 2019, S. 35; Bericht SGK-SR (17.3716) vom 19.2.19
16) AB NR, 2018, S. 1730 ; AB NR, 2019, S. 357 ff.
17) AB NR, 2019, S. 222 f.; Bericht SGK-SR vom 19.2.19
18) AB NR, 2019, S. 583
19) AB NR, 2019, S. 584
20) AB NR, 2019, S. 903 f.
21) AB SR, 2019, S. 1056; Bericht SGK-SR vom 29.10.19
22) AB SR, 2019, S. 1056; Medienmitteilung SGK-SR vom 29.10.19
23) AB SR, 2020, S. 110 f.; Bericht SGK-SR vom 11.2.20
24) AB SR, 2020, S. 110 f.; Bericht SGK-SR vom 11.2.20 (Mo. 18.3765)
25) Medienmitteilung SKG-SR vom 15.6.20
26) Medienmitteilung SKG-SR vom 15.6.20
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